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in das gesellschaftliche Leben begünstigt wurde, legt das Ge­
richt im Urteil fest, daß es vor der Entlassung die Notwen­
digkeit besonderer Maßnahmen zur gesellschaftlichen Wie­
dereingliederung des Verurteilten prüfen wird.

(2) Hält das Gericht bei der Überprüfung der Sache solche 
Maßnahmen für notwendig, kann es

1. ein Kollektiv der Werktätigen mit dessen Einverständnis 
beauftragen, dem Verurteilten bei der Wiedereingliede­
rung in das gesellschaftliche Leben, insbesondere in das 
Arbeitsleben, und in seinem Bemühen um ein gesell­
schaftlich verantwortungsbewußtes Verhalten zu helfen 
und erzieherisch auf ihn einzuwirken;

2. den Verurteilten verpflichten, einen ihm zuzuweisenden 
Arbeitsplatz nicht zu wechseln und besonders in seiner 
Arbeit zu zeigen, daß er die richtigen Lehren aus seiner 
Bestrafung gezogen hat (§ 34 Absatz 2 gilt entsprechend);

3. Aufenthaltsbeschränkung gemäß §§51, 52 anordnen;

4. den Verurteilten verpflichten, den Umgang mit bestimm­
ten Personen oder Personengruppen zu unterlassen so­
wie bestimmte Orte oder Räumlichkeiten nicht zu besu­
chen;

5. den Verurteilten verpflichten, bestimmte Gegenstände 
nicht zu besitzen oder zu verwenden.

(3) Die festgelegten Erziehungsmaßnahmen dürfen nur für 
die Dauer von einem Jahr bis zu drei Jahren festgesetzt wer­
den und sind von dem für die Wiedereingliederung des Haft­
entlassenen verantwortlichen Organ zu kontroUieren, soweit 
nicht andere Organe zuständig sind.

(4) Die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und 
Einrichtungen, die Vorstände der Genossenschaften und die 
Leitungen der gesellschaftlichen Organisationen sind ver­
pflichtet, das Kollektiv der Werktätigen bei der Erziehung 
und Wiedereingliederung des Haftentlassenen zu unterstüt­
zen.

(5) Entzieht sich der Verurteilte den festgelegten Erzie­
hungsmaßnahmen, wird er nach § 238 bestraft.

§48

(1) Bei einer Verurteilung wegen einer vorsätzlichen Straf­
tat zu Freiheitsstrafe kann das Gericht zur Verhütung erneu­
ter Straffälligkeit zusätzlich auf staatliche Kontrollmaßnah- 
men durch die Deutsche Volkspolizei erkennen, wenn

1. der Täter bereits wegen eines Verbrechens bestraft ist 
oder

2. die Würdigung seiner Tat und Persönlichkeit ergibt, daß 
nach Verbüßung der Strafe eine ordnungsgemäße Wieder­
eingliederung des Verurteilten durch staatliche Kontroll- 
maßnahmen unterstützt werden muß.

(2) Bei Verurteilung wegen Rowdytums oder Zusammen­
rottung kann das Gericht auch auf staatliche Kontrollmaß- 
nahmen durch die Deutsche Volkspolizei erkennen, wenn der 
Täter mit Haftstrafe oder Verurteilung auf Bewährung be­
straft wird.

(3) Der Leiter der zuständigen Dienststelle der Deutschen
Volkspolizei erhält durch die gerichtliche Entscheidung das 
Recht, dein Verurteilten Auflagen zu erteilen. Die Auflagen 
können enthalten: я

1. die Verpflichtung zur Meldung bei einer Dienststelle der 
Deutschen Volkspolizei, einschließlich der vorherigen Mit­
teilung eines Arbeitsplatz- oder Wohnungswechsels so­
wie zusätzliche Meldepflichten;

2. die Untersagung des Aufenthalts an bestimmten Orten 
oder Gebieten, des Besuchs bestimmter Orte oder Räum­
lichkeiten, des Umgangs mit bestimmten Personen oder 
Personengruppen und des Besitzes oder der Verwendung 
bestimmter Gegenstände;

3. die Anordnung, den zugewiesenen Wohn- oder Aufent­
haltsort oder einen bestimmten Bereich nicht ohne Zu­
stimmung der Deutschen Volkspolizei zu verlassen und 
den ihm zugewiesenen Arbeitsplatz nicht ohne Zustim­
mung zu wechseln;

4. die Beschränkung von Ausreisemöglichkeiten aus dem 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik.

Die Festlegung mehrerer Auflagen ist zulässig.
Außerdem können staatliche Erlaubnisse und Genehmigungen 
durch die zuständigen Organe versagt, entzogen oder einge­
schränkt werden. Die Kontrolle und Durchsuchung der Auf­
enthaltsräume, der Wohnung und anderer umschlossener 
Räume durch die Deutsche Volkspolizei ist jederzeit zulässig.

(4) Die Dauer der staatlichen Kontrollmaßnahmen beträgt 
mindestens ein Jahr und höchsten fünf Jahre; bei Haftstrafe 
höchstens drei Jahre. Bei Verurteilung auf Bewährung darf 
sie die Dauer der Bewährungszeit nicht übersteigen.

(5) Verletzt der Verurteilte vorsätzlich die ihm erteilten 
Auflagen, kann er nach § 238 bestraft werden. Bei Verurtei­
lung auf Bewährung kann die angedrohte Freiheitsstrafe voll­
zogen werden.

5. A b s c h n i t t  
Zusatzstrafen

§49

Geldstrafe als Zusatzstrafe

(1) Die Geldstrafe kann'Sls Zusatzstrafe zu einer Strafe mit 
Freiheitsentzug und zur Verurteilung auf Bewährung ausge­
sprochen werden, wenn dies zur Verstärkung der erzieheri­
schen Wirksamkeit dieser Strafen geboten ist. Sie ist insbe­
sondere anzuwenden, wenn die Straftat auf einer Mißachtung 
der von den Werktätigen geschaffenen Werte oder ihres per­
sönlichen Eigentums, auf Bereicherungssucht oder Mißachtung 
vermögensrechtlicher Verpflichtungen beruht.

(2) Die Geldstrafe kann auch zusätzlich zur Ausweisung 
(§ 59) ausgesprochen werden.

(3) Für die Mindest- und Höchstgrenze der Geldstrafe und 
ihre Umwandlung in Freiheitsstrafe gelten die Bestimmungen 
über die Geldstrafe als Hauptstrafe; bei Verbrechen, die auf 
erheblicher Gewinnsucht beruhen, kann sie auf 500 000,— Mark 
erhöht Werden. Bei der Anwendung und Bemessung der Geld­
strafe als Zusatzstrafe sind die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Täters und durch die Straftat begründete Schadensersatz­
verpflichtungen zu berücksichtigen. Ihre Höhe muß im ange­
messenen Verhältnis zur Hauptstrafe stehen.

§50

öffentliche Bekanntmachung der Verurteilung
(1) Die öffentliche Bekanntmachung der rechtskräftigen 

Verurteilung kann angeordnet werden, wenn sie zur Erzie­
hung des Täters, zur erzieherischen Einwirkung auf andere 
Personen oder zur Aufklärung der Bevölkerung und ihrer 
Mobilisierung zur Bekämpfung bestimmter Erscheinungen der 
Kriminalität notwendig ist.

(2) Die Art und Weise der Bekanntmachung sowie die Zeit, 
innerhalb der sie durchzuführen ist, wird im Urteil bestimmt. 
Das Gericht hat die zur Erreichung des Zweckes der Bekannt­
machung geeignete Form zu wählen. Die öffentliche Bekannt­
machung kann sich auf die Veröffentlichung der Urteilsfor­
mel, auf diese und eine Zusammenfassung aus den Urteils­
gründen oder in geeigneten Fällen auf das gesamte Urteil 
erstrecken. Die Zusammenfassung aus den Urteilsgründen 
darf nur durch das erkennende Gericht erfolgen.


